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6.5.97) . Lediglich in Zambia und Tan- 

zania haben in den vergangenen Jah­

ren auch Beziehungen konkret mate­

rieller Art stattgefunden - man denke 

an das noch unter Mao Zedong begon­

nene und für China so teuer gewor­

dene Tanzam-Projekt, d.h. die 1.900 

km lange Eisenbahnlinie vom kupfer­

reichen Zambia zum tanzanischen Ha­

fen von Dar Es-Salaam.

Für den Weiterbetrieb der Tanzam- 

Eisenbahn stellte China auch beim Li 

Peng-Besuch weitere 50 Mio. Yuan 

(rd. 6 Mio. US$) zur Verfügung, und 

zwar als zinsfreies Darlehen (XNA,

7.5.97) .

„Wenn das 20. Jh. das Zeitalter der 

Befreiung für Afrika war, so steht das 

21. Jh. im Zeichen der Entwicklung 

Afrikas“ (XNA, 16.5.97): Solche und 

ähnliche „große Worte“ fanden sich 

zur Fülle im Reisegepäck Li Pengs.

Immer wieder auch war von einem 

„neuen Kapitel in der chinesisch­

afrikanischen Freundschaft“ die Rede 

(XNA, 16.5.97), wobei der Gast al­

lerdings die Erklärung schuldig bleibt, 

worin diese angeblich „neue“ Qualität 

besteht.

Auch die Formel, daß China (und 

z.B. Nigeria) „gleiche oder ähnliche 

Ansichten über internationale Fra­

gen“ hätten, gehörten zum Wortritu­

al der Li Peng-Reise (XNA in SW4 * * 7B,

13.5.97) .

Mehrmals bei seinem Afrika-Besuch 

kam Li Peng auf die Fünf-Punkte- 

Erklärung zurück, die Jiang Zemin im 

Mai 1996 abgegeben hatte und die fol­

gende Vorschläge umfaßt: (1) ehrliche 

Freundschaft „durch dick und dünn“, 

(2) keine Einmischung in innere Ange­

legenheiten, (3) Entwicklung der Zu­

sammenarbeit auf der Grundlage des 

gegenseitigen Nutzens, vor allem im 

Bereich des Handels, (4) verstärkte 

Konsultationen im Bereich internatio­

naler Angelegenheiten und (5) Durch­

setzung der Fünf Prinzipien der fried­

lichen Koexistenz im Bereich der Po­

litik und der Wirtschaft (dazu C.a., 

1996/5, Ü 3; XNA, 16.5.97).

Zu den „großen Worten“, die Li Peng 

wiederholte, gehörten auch die „drei 

Vorschläge für die weitere Konsolidie­

rung und Entwicklung der sinoafrika- 

nischen Freundschaft und Zusammen­

arbeit in der neuen Situation“ des 

chinesischen Vizeministerpräsidenten 

Zhu Rongji vom 25.7.95. Die „drei 

Vorschläge“ lauten: „Ausdehnung der 

gegenseitigen Unterstützung bei der 

Schaffung einer weltweit günstigen

Atmosphäre für Friede und Stabi­

lität, Verstärkung der freundschaftli­

chen Konsultationen, um dadurch ei­

ne bessere internationale Wirtschafts­

und Handelsatmosphäre zu schaffen 

und Entwicklung einer allen Seiten 

nützlichen Zusammenarbeit bei der 

Entwicklung.

Auf diese „drei Vorschläge“ kam Li 

Peng während seiner Afrikareise meh­

rere Male zurück (XNA, 4.5.97).

Auch die OAU wurde von Li Peng 

- wie seit vielen Jahren üblich - in 

höchsten Tönen gepriesen. In der 

Tat kann man es den Chinesen glau­

ben, daß sie gerne eine großafrikani­

sche Einheit sähen, die ja sogleich an­

tihegemonistische Qualitäten entfalte­

te!

Nicht zuletzt aber tauchte auch im­

mer wieder die Formel auf, daß die 

besuchten Länder weiterhin an ihrer 

„Ein-China-Politik“ festhalten wollten 

(XNA, 11.5. und 13.5.97).

Die afrikanische Seite ist sich durch­

aus bewußt, daß chinesische Entwick­

lungshilfeleistungen meist eher den 

Charakter von Gesten, als von wirkli­

cher substantieller Unterstützung ha­

ben. Lediglich Zambia und Tanzania 

haben bisher erfahren dürfen, daß die 

chinesische Hilfe etwa ähnliches ma­

terielles Gewicht hat wie es bei der 

Unterstützung aus vielen westlichen 

Ländern der Fall ist.

Sie schätzen an China aber, wie sie 

zumindest betonen, dessen guten Wil­

len und nicht zuletzt die Tatsache, daß 

China den Afrikanern auch psycholo­

gisch immer wieder unter die Arme ge­

griffen und „ihre Fähigkeit sowie ihr 

Selbsthilfevertrauen bestärkt hat“ (so 

der zambische Präsident Chiluba am 

5. Mai, XNA, 7.5.97).

Der heikle Fall DR Kongo

Daß ein Land wie Kongo/Zaire, das 

sich inzwischen „Demokratische Re­

publik Kongo“ nennt, nicht auf der 

Besuchsliste Li Pengs stand, ist an­

gesichts der monatelangen kriegeri­

schen Auseinandersetzungen, die die­

ses Land 1996/97 heimgesucht haben, 

fast selbstverständlich. Während der 

heißen Phase des Zaire-Konflikts hat­

te sich die VR China still im Hin­

tergrund gehalten und jegliche Stel­

lungnahme vermieden. Kaum aber 

war der neue Staatschef Kabila an die 

Macht gelangt, hatte die VR China 

auch schon alle Hebel in Bewegung 

gesetzt, um Taiwan nicht zum Zu­

ge kommen zu lassen. Mittlerweile 

scheint es seine Ziele erreicht zu ha­

ben: am 11. Juni hatte der VRCh-

Botschafter in der DR Kongo, Huang 

Shijiao, Gelegenheit, mit dem neu­

en Staatspräsidenten Laurent-Desire 

Kabila ein 45-minütiges Gespräch zu 

führen, bei dem der neue „starke 

Mann“ des Landes versprach, „gute 

Beziehungen mit China“ pflegen zu 

wollen (XNA, 12.6.97).

Ob Beijing sich auf dieses Verspre­

chen verlassen kann? In der VR China 

scheint man dies anzunehmen; zeigt 

doch die Erfahrung, daß Taibei sich 

nur bei kleineren Staaten des Kontin­

ents „einkaufen“ kann, daß die großen 

aber nolens volens bei Beijing bleiben, 

-we-

Innenpolitik

4 Modernisierung der Steuer­

verwaltung: Neue Methoden 

und Technologien

Die Durchsetzung der umfassen­

den Reformen des Steuersystems, 

die in den Jahren 1993 und 1994 

eingeleitet wurden, wird durch die 

Rückständigkeit der chinesischen 

Steuerverwaltung mit ihren rund 

600.000 Mitarbeitern behindert: Steu­

erhinterziehung, Rechnungs- und Bi­

lanzmanipulationen sowie Bestechung 

von Finanzbeamten sind zu einer Pra­

xis geworden, der die Steuerbehörden 

kaum Herr werden können. Des­

halb gehört die Reform der Steuer­

verwaltung in China (wie auch in 

vielen postkommunistischen Staaten 

und Entwicklungsländern) zu den 

Schwerpunkten der allgemeinen Re­

organisation und Modernisierung der 

öffentlichen Verwaltung.

Drei Maßnahmen können die Anstren­

gungen illustrieren, die von den chi­

nesischen Steuerbehörden mit regional 

sehr unterschiedlicher Energie unter­

nommen werden:

* In den Küstenregionen sind vie­

le Steuerbehörden von der alten, 

wenig effektiven und korruptions­

anfälligen Methode abgekommen, die 

Steuern bei Ortsterminen in Betrie­

ben und Haushalten unmittelbar ein­

zufordern. Statt dessen nehmen die 

Behörden inzwischen häufig einseitig 

eine Schätzung der Einkünfte vor, 

um dann die Steuerschuldner zu ei­

nem Termin in der Behörde vorzu­

laden. Wer nicht erscheint und sei­

ne Steuerschuld begleicht, muß mit
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schweren Geldstrafen rechnen. Der 

Behördenwillkür ist durch eine solche 

Praxis weiterhin Tür und Tor geöffnet, 

zumal vielen Steuerverwaltungen von 

übergeordneten Regierungsstellen ver­

bindliche „Quoten“ der einzunehmen­

den Steuern auferlegt werden.

* Gewaltsamer Widerstand gegen Fi­

nanzbeamte ist in China ein verbreite­

tes Phänomen. Immer wieder kommt 

es zu Zwischenfällen, wenn etwa 

Mitarbeiter von Kreissteuerbehörden 

ländliche Siedlungen aufsuchen, um 

dort die fälligen Steuern einzutreiben. 

Hunderte von Steuerbeamten werden 

jedes Jahr im Dienst verletzt, minde­

stens 30 sollen seit Mitte der achtziger 

Jahre umgekommen sein. Solchen Wi­

derstandshandlungen sucht die Staat­

liche Steuerhauptverwaltung in Bei­

jing neuerdings durch den Aufbau ei­

ner bewaffneten Steuerpolizei entge­

genzutreten, die in ländlichen Regio­

nen bereits mehrfach zum Einsatz 

kam.

* Im privaten Einzelhandels-,

Dienstleistungs- und Vergnügungs­

gewerbe gehören Steuerhinterziehung 

und die Bestechung von Angehörigen 

der Aufsichts- und Steuerbehörden 

zur gängigen Praxis. Um diesen 

Mißständen entgegenzutreten, testet 

die Staatliche Steuerhauptverwaltung 

derzeit in mehreren „Pilotstädten“ 

(darunter Beijing, Qingdao und Xi’an) 

mit neuer Technologie ausgestatte­

te Kassenapparate, die eine direkte 

Kontrolle des Geschäftsumsatzes und 

damit eine einfache Berechnung des 

fälligen Steueranteils ermöglichen sol­

len. Im Juni hat die Steuerhauptver­

waltung zusammen mit dem Finanz­

ministerium, dem Ministerium für 

Binnenhandel, dem Ministerium für 

die Elektroindustrie sowie der Staat­

lichen Industrie- und Handelsverwal­

tung eine diesbezügliche Verordnung 

ausgegeben: Betriebe in den drei

Schwerpunktbranchen werden darin 

verpflichtet, die neuen Kassenappara­

te zu kaufen und zu benutzen. Ma­

nipulationen werden mit hohen Geld­

strafen geahndet. Allein durch diese 

Maßnahme hoffen die Steuerbehörden 

auf Mehreinnahmen in Höhe von 10 

Mrd. Yuan RMB.

In den vergangenen zwei Jahren hat 

sich die Arbeit der Steuerbehörden of­

fenbar tatsächlich verbessert: Erst­

mals seit fünfzehn Jahren soll 1995 

und 1996 nach Angaben des Fi­

nanzministeriums das Wachstum der 

Staatseinnahmen das Wachstum der 

Staatsausgaben deutlich übertroffen 

haben. Insbesondere die in Chi­

na noch junge Einkommensteuer ist 

seit dem letzten Jahr zu einer wich­

tigen neuen Einnahmenquelle für die 

öffentlichen Haushalte geworden. Der 

Anteil der Staatseinnahmen am BIP 

sei 1996 leicht auf 10,9% gestiegen 

(was im internationalen Vergleich im­

mer noch ein sehr niedriger Wert 

ist). Der Anteil der Zentralregie­

rung an den gesamten Haushaltsein­

nahmen habe sich 1996 auf immer­

hin 49,5% belaufen und bewege sich 

deutlich über dem Niveau, das vor 

der Reform des öffentlichen Finanzsy­

stems und der Einführung des Steu­

eraufteilungsverfahrens die fiskalische 

Kapazität der Zentralregierung stark 

begrenzt habe.

Die Zentralregierung habe nun etwas 

mehr Spielräume für die Förderung 

des Bildungswesens und der techno­

logischen Modernisierung sowie für 

die Armutsbekämpfung und die Ent­

wicklung der Binnenregionen. Die­

se Anfangserfolge in der Konsolidie­

rung des Staatshaushaltes seien wei­

terhin durch Rückschläge gefährdet. 

Die in den letzten Jahren sprung­

haft vermehrte Ausgabe von hoch- 

verzinzten Staatsschuldverschreibun­

gen stelle das schwierigste mittelfri­

stige Problem für den Staatshaus­

halt dar. (AWSJ, 12.6.1997; SCMP,

19.6./8.7.1997) -hei-

5 Chongqing als Regierungs­

unmittelbare Stadt etabliert: 

Wirtschaftliche Sonderrechte 

und politische Reibungen

Die im März vom Nationalen Volks­

kongreß zur Regierungsunmittelbaren 

Stadt erhobene südwestchinesische 

Metropole Chongqing ist nach den 

Gründungstagungen des Parteiko­

mitees, des Volkskongresses und 

der Politischen Konsultativkonfe­

renz nun auch politisch-administrativ 

vollständig etabliert. In den jeweili­

gen Gründungswahlen wurden - nach 

Vorgaben der Beijinger Parteizentra­

le - der Parteisekretär des Parteiko­

mitees sowie die Vorsitzenden von 

Volkskongreß und Politischer Konsul­

tativkonferenz bestimmt. Diese Lei­

tungskräfte sind nun ihren Pendants 

in Regierungsunmittelbaren Städten 

wie Beijing, Tianjing oder Shanghai 

gleichgestellt. Auf der Volkskongreß­

tagung wurde zugleich die Führung 

der Stadtregierung, des Oberen Volks­

gerichts und der Volksstaatsanwalt­

schaft gewählt.

Der höchstrangige Funktionär in 

Chongqing ist der nun offiziell be­

nannte Parteisekretär Zhang Dehn 

(Jahrgang 1939), der als Absolvent 

der Qinghua-Universität zur mit Ab­

stand einflußreichsten Alumni-Gruppe 

in der chinesischen Politik gehört 

und zuvor als Bürgermeister in der 

nordostchinesischen Großstadt Har­

bin sowie als Vizeminister in den 

Ministerien für Maschinenbau bzw. 

Elektroindustrie gearbeitet hat. Seit 

1995 arbeitet Zhang schon als Partei­

sekretär in Chongqing und wurde im 

Zuge der administrativen Aufwertung 

der Stadt nun mitbefördert. In seiner 

Rede vor dem neu zusammengetre­

tenen Parteikongreß rief Zhang die 

anwesenden Kader dazu auf, sich von 

alten „ideologischen Beschränkungen“ 

und Haarspaltereien zwischen „ka­

pitalistischen“ und „sozialistischen“ 

Methoden freizumachen. Mutige In­

itiativen und Kreativität seien nun 

gefragt.

Darüber hinaus wurden Pläne der 

von Bürgermeister Pu Haiqing gelei­

teten neuen Stadtregierung für die 

wirtschaftliche und soziale Entwick­

lung (darunter auch das ambitionier­

te Umsiedlungsprogramm) im Volks­

kongreß diskutiert und verabschie­

det. Unter anderem ist geplant, 

das BIP im Verwaltungsgebiet Chong­

qings von 1995 bis zum Jahr 2010 zu 

vervierfachen und Chongqing damit 

zum führenden Wirtschaftszentrum 

Südwestchinas zu machen. Ein stell­

vertretender Bürgermeister kündigte 

an, daß Chongqing von der Zen­

tralregierung die gleichen wirtschafts- 

, investitions- und steuerpolitischen 

Privilegien wie die Entwicklungszone 

Pudong in Shanghai erhalten werde.

Daß der politische und administra­

tive Aufbau der neuen Metropole 

nicht ohne interne Reibungen verläuft, 

machen Mahnungen von Minister­

präsident Li Peng anläßlich seines Be­

suchs im Juni deutlich: Li rief in 

erstaunlich offenen Worten zur Ei­

nigkeit zwischen den „alten“ loka­

len Kadern und den „neuen“, aus 

anderen Provinzen und aus Beijing 

nach Chongqing berufenen Kadern 

auf. Die Neuankömmlinge müßten an­

erkennen, daß viele der alteingesesse­

nen Kader wichtige Beiträge zur Ent­

wicklung Chongqings geleistet hätten. 

Von den neu eingetroffenen Kadern 

werde erwartet, daß sie Chongqing 

auf neue Höhen führten. Junge 

und alte Kader müßten kooperie­

ren. Li Peng hat offenbar Grund 

zu der Annahme, daß rivalisieren­

de Kadergruppen in Chongqing ge­

geneinander arbeiten könnten. (Xin­

hua, 8./11./15./18.6.1997; SCMP, 

28.5./19.6./3.7.1997) -hei-
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6 Arbeiterunruhen in Sichuan:

Lohnrückstände, Konkurse 

und Korruption

In der Provinz Sichuan ist es in 

den letzten Monaten zu mehreren 

schweren Arbeiterunruhen gekommen. 

Im Mittelpunkt der Auseinanderset­

zungen standen Beschwerden über 

ausbleibende Lohnzahlungen in de­

fizitären Staatsunternehmen, anste­

hende Konkursverfahren oder Klagen 

über die Veruntreuung von Regie­

rungssubventionen und Bankkrediten, 

die zur Unterstützung der Belegschaf­

ten in zahlungsunfähigen Betrieben 

bestimmt waren.

Bereits im März kam es in Nan- 

chong (Provinz Sichuan) zu schwe­

ren Unruhen: Mehr als 20.000

Arbeiter einer Textilunternehmens­

gruppe führten den der Korruption 

verdächtigten Fabrikdirektor in kul­

turrevolutionärer Manier durch die 

Stadt und belagerten Regierungs­

gebäude, um eine Lösung ihrer fi­

nanziellen Probleme zu erzwingen. 

Erst eine Intervention der Zentralre­

gierung zugunsten der Arbeiter been­

dete die Massenproteste: Eine Staats­

bank wurde angewiesen, Kredite für 

die Auszahlung der Lohnrückstände 

bereitzustellen. (SCMP, 19.6.1997) 

Von größeren Polizeimaßnahmen wur­

de im Falle Nanchongs nichts bekannt.

In Mianyang (ebenfalls in Sichuan) 

eskalierten Anfang Juli wochenlange 

Konflikte zwischen Belegschaft und 

Management in mehreren Textilfa­

briken, und es kam zu schweren 

Ausschreitungen: Arbeiter errichte­

ten Barrikaden, blockierten mehrere 

Stunden den Verkehr und verwüsteten 

Geschäfte in der Stadt, als die verspro­

chenen Hilfsmaßnahmen der Stadt­

regierung für die seit Monaten auf 

Lohnzahlungen wartenden Belegschaf­

ten ausblieben. Im Verlaufe der 

mehrtägigen Proteste kam es zu blu­

tigen Zusammenstößen mit Einheiten 

der Bewaffneten Volkspolizei, die die 

Unruhen schließlich gewaltsam been­

deten. (SCMP, 19./21.7.1997)

Die Arbeiterunruhen in der Pro­

vinz Sichuan signalisieren, was für 

einen brisanten sozialen und politi­

schen Sprengstoff die Reform der chi­

nesischen Staatsindustrie in sich birgt: 

Lohnrückstände und Konkursverfah­

ren bilden in Kombination mit ver­

breiteter Korruption in Fabrikleitun­

gen und lokalen Regierungen eine 

hochexplosive Mischung. Die Zahl der 

offen und verdeckt freigesetzten Ar­

beiter ist seit 1996 sprunghaft gestie­

gen, die chinesische Regierung scheint 

willens, die überfällige Reform der 

Staatsindustrie voranzutreiben. Das 

soziale Konfliktpotential ist bisher nur 

durch großzügige staatliche Mittelzu­

weisungen (gewöhnlich nicht in Form 

von direkten Subventionen aus dem 

Staatshaushalt, sondern in Form von 

Krediten der Staatsbanken) im Zaum 

gehalten worden. Da die chinesi­

sche Regierung in der Reorganisation 

des Staatsektors aber zusehends auf 

härteren Budgetbeschränkungen be­

steht, ist für die kommenden Jahre ei­

ne erhebliche Zunahme von lokalen so­

zialen Unruhen zu erwarten, -hei-

7 Mieterproteste in Beijing:

Sitzstreik vor Zhongnanhai

aus der chinesischen Führungsspitze 

zurückzuführen sein: Gewaltsame

Auseinandersetzungen im Zentrum 

Beijings sollen wohl möglichst verhin­

dert werden, und die Proteste von Ver­

lierern der Reformpolitik werden of­

fenbar nicht mehr unterscheidungslos 

als partei- und staatsfeindlich einstuft. 

(NZZ, 23.6.1997; SCMP, 21.6.1997) - 

hei-

Wissenschaft, 

Bildung, 

Gesellschaft, 

Kultur

Mehrere hundert Mieter, die sich von 

der städtischen Umsiedelungspolitik 

und einer Wohnungsbaufirma betro­

gen fühlten, haben am Morgen und 

Vormittag des 20.Juni vor den To­

ren des Partei- und Regierungssitzes 

Zhongnanhai einen Sitzstreik abgehal­

ten. Den Angehörigen einer Holz­

materialfabrik war versprochen wor­

den, daß sie zu günstigen Konditionen 

Neubauwohnungen beziehen könnten, 

wenn sie ihre alten Wohnungen auf 

dem Fabrikgelände räumten. Die ver­

sprochenen neuen Wohnungen waren 

jedoch zum Zeitpunkt des Umzuges 

bereits an zahlungskräftigere andere 

Mieter vergeben worden.

Die Polizei beschränkte sich darauf, 

die Demonstranten von einem Ein­

dringen in den Regierungssitz abzu­

halten und ließ dem Sitzstreik für 

mehrere Stunden seinen Lauf. Erst 

am Nachmittag wurden die Demon­

stranten von neu angerückten Hun­

dertschaften der Polizei ohne größere 

Gewaltanwendung in bereitgestellte 

Busse geleitet und offenbar zu ihren 

Notunterkünften außerhalb des Stadt­

zentrums zurückgebracht.

In den vergangenen Monaten war es 

bereits mehrfach zu kleineren Demon­

strationen vor dem Sitz der Beijinger 

Stadtregierung gekommen, die sich 

ebenfalls um Wohnungsfragen oder 

auch um Lohnrückstände in maro­

den Staatsbetrieben drehten. Das 

Tor zur Regierungszentrale Zhongnan­

hai aber ist bisher gewöhnlich nur 

in Ausnahmeperioden wie etwa der 

„Kulturrevolution“ oder der Protest­

bewegung von 1989 zum Ort von 

Demonstrationen geworden. Die 

gemäßigte Reaktion der Sicherheits­

kräfte, für die im Umkreis von Zhon­

gnanhai höchste Alarmbereitschaft 

besteht, dürfte auf Anweisungen

8 Die zehn besten Universitä­

ten Asiens: Darunter drei in 

Hongkong

In einer von der Zeitschrift Asia- 

week vorgenommenen Rangordnung 

der zehn besten Universitäten Asi­

ens rangieren drei Universitäten aus 

Hongkong. Nach den Universitäten 

Tokyo und Kyoto, die die beiden er­

sten Plätze erhielten, wurde die Hong 

Kong University an dritter Stelle pla­

ziert. Den fünften Platz erhielt die 

Chinese University of Hong Kong und 

den zehnten die Hong Kong Uni­

versity of Science and Technology. 

Aus Festlandchina ist nur die Beijing- 

Universität (Platz 7) vertreten, aus 

Taiwan die National Taiwan Univer­

sity (Platz 8). Auf Platz 6 kam die 

National University of Singapore, die 

Plätze 4 und 9 nehmen die Universi­

ty of New South Wales bzw. die Uni­

versity of Melbourne ein. Ausschlag­

gebend für die Bewertung waren u.a. 

die akademische Reputation, die Aus­

stattung der Fakultäten, die Auswahl 

der Studenten, das Verhältnis Lehrer­

studenten sowie die durchschnittli­

chen Gehälter und Vergünstigungen 

des Lehrpersonals.

Die Hong Kong University wurde 1911 

gegründet und ist die älteste Univer­

sität Hongkongs. Sie bildet die mei­

sten Angehörigen der öffentlichen Ver­

waltung aus. Die Chinese Universi­

ty wurde wegen ihres großen Campus 

und ihrer starken Bindung an die chi­

nesische Kultur ausgewählt, die Uni­

versity of Science and Technology we­

gen ihrer guten Ausstattung und Stu­

dienmöglichkeiten. Mit zunehmen­

dem Wohlstand in der Region, so heißt 

es von Seiten der Asiaweek , drängen 

immer mehr junge Leute auf die Hoch­




